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(BS/Sergej Koschelew) Als aller
erstes möchte ich mich bei Ihrer
Zeitschrift bedanken für die
Möglichkeit, mich zu der russi-
schen Sichtweise dieses am meis -
ten drängenden politisch-mi-
litärischen Problems äußern zu
dürfen. Handelt es sich doch bei
der Raketenabwehr um ein sich
direkt auf die Sicherheit auswir-
kendes Problem, nicht nur in der
euroatlantischen Region, son-
dern auf der ganzen Welt. Das
Interesse der europäischen Ge-
meinschaft zu diesem Thema
spiegelt die Aktualität und die
Notwendigkeit der Suche nach
gemeinsamen Lösungen wider.

Der Blick zurück

Wenn wir über die Raketenab-
wehr sprechen, geht es nicht oh-
ne eine Betrachtung der Ge-
schichte. Zur Erinnerung, die-
ses Thema steht seit den 60er-
Jahren des vergangenen Jahr-
hunderts auf der Tagesordnung
des strategischen Dialogs zwi-
schen der UdSSR (später Russ -
land) und den USA. 
Abhängig davon, wie das Ver-

hältnis dieser beiden Länder zu-
einander sich entwickelte, stand
das gesellschaftliche Interesse an
dieser Frage mal stärker und mal
schwächer im Fokus des Dialogs.
Es reicht zum Verständnis, wenn

wir die breite öffentliche Reso-
nanz des Jahres 1983 betrach-
ten, nachdem der Präsident der
USA, Ronald Reagan, sein Pro-
gramm, das breitgefächerte Sys -
tem der Raketenabwehr mit Ele-
menten der kosmischen Abstüt-
zung, bekannt als “Strategic De-
fense Initiative”, vorstellte. Das
Thema Raketenabwehr steht bis
heute im Fokus der ständigen
Aufmerksamkeit vieler Länder.
Und die Tatsache, dass das The-
ma nicht mehr nur von Politikern
und Experten diskutiert wird,
sondern ein Bestandteil der inter-
nationalen Gemeinschaft gewor-

den ist, bestätigt nur die Aktua-
lität in den modernen internatio-
nalen politisch-militärischen Be-
ziehungen.
Die Positionen von Russland

und den USA entwickeln sich
dabei stetig weiter. In der Ge-
schichte der Beziehung dieser
zwei Länder, verbunden mit der
Problematik der Raketenab-
wehr, gab es auch dramatische
Momente. Es ist in diesem Zu-
sammenhang aufschlussreich,
dass die USA im Jahre 1972 den
Abschluss des ABM-Vertrages
initiierten und 30 Jahre später
aus dem Vertrag einseitig aus-

stiegen. Dieser Fakt verdient be-
sondere Beachtung, weil er die
Schwierigkeit des Prozesses wi-
derspiegelt und zeigt, dass Pro-
bleme hervorgerufen werden al-
lein aufgrund der Tatsache, ob
ein Land Systeme für eine wirk-
same strategische Raketenab-
wehr besitzt oder nicht.

Strategisches Gleichgewicht

Aus unserer Sicht gibt es einen
objektiven Zusammenhang zwi-
schen strategischen Angriffs-
und Verteidigungswaffen bzw.
Antiraketenabwehr (SAW /
SVW). Dieser Zusammenhang
äußert sich darin, dass die bei-
den Komponenten das soge-
nannte strategische Gleichge-
wicht der Kräfte definieren. Dies
gilt es zu verdeutlichen. 
Wenn zwei Länder nur strategi-

sche ballistische Raketen haben
(Interkontinental- und U-Boot -
raketen/SLBM) und deren An-
zahl sowie die Einsatzbereit-
schaft und die technischen Pa-
rameter gleich oder zumindest
vergleichbar sind, kann man es
Parität bei strategischen An-
griffswaffen nennen, sprich: ein
strategisches Gleichgewicht der
Kräfte. Wenn eines von den Län-
dern aber ein größeres Raketen-
abwehrsystem besitzt und das
andere Land nicht, dann ist das
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strategische Gleichgewicht ge-
stört und verändert sich um die
Anzahl der strategisch ballisti-
schen Raketen und deren
Sprengköpfe, die das Raketen-
abwehrsystem im Stande ist ab-
zuwehren.
Die vernünftigste Reaktion auf

die einseitige Einführung eines
Raketenabwehrsystems ist die
Kompensation der militärisch-
technischen Maßnahmen. Hier
existieren zwei Hauptoptionen:
Entweder man vergrößert die
SAW oder die SVW. Die geschicht-
liche Erfahrung zeigt, dass die
Ausweitung eines Angriffssys -
tems als Antwort auf die Auswei-
tung des Verteidigungssystems
eines anderen Landes die effek -
tivste Methode ist. Aber die Folgen
eines solchen Szenarios sind
leicht vorhersehbar: Rückkehr
zum Rüstungswettlauf und
Wachsen der Konfrontation. 

Gegenseitige Abschreckung

Fest steht, das Konzept der
strategischen Machtbalance
entstand als Folge der
Bemühungen, einen Atomkrieg
zu verhindern, denn die Folgen
eines Atomkrieges waren den
führenden Atommächten mehr
als klar. Dieser Weg wurde als
sogenannte “atomare Ab-
schreckung” bezeichnet, basie-
rend auf der Androhung der
“garantierten gegenseitigen
Vernichtung”. Auf diesem Ge-
danken fußt auch die Idee des
Gleichgewichts der Kräfte der
SAW. Voraussetzung für den
Erfolg dieser Methode ist, dass
die Atommächte kein Raketen-
abwehrsystem besitzen. In die-
sem Sinne ist auch der rus  -
s isch-amerikanische Vertrag
des Jahres 1972 zu verstehen,
der den Umfang des Einsatzes
von Raketenabwehrsystemen
stark begrenzte. Erlaubt war –
und welche Option man wählte
lag im Ermessen des jeweiligen
Staates – entweder ein Ab-
wehrsystem rund um die
Hauptstadt des Staates oder
um eine Basis der interkonti-
nentalen ballistischen Rake-
ten. Verboten waren ein umfas-
sendes bodengestütztes Rake-
tenabwehrsystem sowie See-,
Luft- und Weltraumgestützte
Basen und mobile Bodensyste-
me. Die Gefahr bestand darin,
dass atomare ballis tische Sys -
teme eine Illusion der Unan-
tastbarkeit eines Landes
schafften, was den Weg für ei-
nen potenziell ungestraften er-

sten Schlag geebnet hätte. Mit
den erlaubten Raketenab-
wehrsystemen blieb eine Ant-
wort auf einen Angriff möglich.
Deshalb, um nicht der Versu-
chung zu erliegen, das Erringen
der entscheidenden Überlegen-
heit im Bereich der strategi-
schen Waffen durch eine Seite
anzustreben, war seinerzeit der
Vertrag über die Antiraketen-
abwehr abgeschlossen worden. 

Grenzen der Abrüstung

Dank der annähernden Parität
der strategischen Angriffswaffen
bei gleichzeitiger Begrenzung
der strategischen Antiraketen-
abwehr gelang es, Konflikte mit
Einsatz von Atomwaffen zu ver-
hindern. Heute wird die Theorie
der gegenseitigen Abschreckung
allerdings nicht mehr einheitlich
gesehen. Manche behaupten,
dass dieses Konzept, das in den
Jahren des Kalten Krieges ent-
stand, veraltet und nicht mehr
für die Bewahrung des Weltfrie-
dens geeignet ist. In den letzten
Jahren wurden wir Zeugen vieler
öffentlich-politischer Versuche
zugunsten des sogenannten glo-
balen Atomnulls.
In Russland stößt die Idee der

kompletten weltweiten Abrüs -
tung von Atomwaffen auf Zustim-
mung. Der russische Präsident
Medvedev unterstrich in seiner
Rede bei dem Pariser Forum der
internationalen Initiative “Global
Zero” im Februar 2010: “Heutzu-
tage ist es unsere Pflicht, mit allen
Mitteln darauf hinzuwirken, dass
möglichst alle Massenvernich-
tungswaffen endgültig und un-
wiederkehrbar in die Vergangen-
heit verschwinden.”
Auf der Suche nach neuen For-

men der Erhaltung der interna-
tionalen Sicherheit formen sich
Konzepte der “garantierten stra-
tegischen Stabilität”. Mit inter-
essanten Überlegungen zu die-
sem Thema positionierte sich
auch Deutschland. Jedoch
müssen alle diese neuen Ideen
sehr gut durchdacht sein.
Sicherlich ist die Idee der Siche-

rung des Friedens auf der Welt
mit anderen Grundsätzen als der
Abschreckung mit Atomwaffen
sehr attraktiv, von der prakti-
schen Umsetzung ist sie aber
noch weit entfernt. In der Realität
bestand die Basis der globalen
Stabilität und Sicherheit in den
letzten 70 Jahren aus strategi-
schen Atomwaffen. Die sofortige
Entfernung dieses Faktors aus
der Beziehung der Großmächte

ist unmöglich. Jeder Versuch,
die Situation nach so vielen Jah-
ren der strategischen Parität zu
verändern, bringt unausweich-
lich diese globale Stabilität ins
Schwanken. Deshalb plädiert
Russland dafür, dass wir schritt-
weise und ausgewogen beim
Thema globale Stabilität und Si-
cherheit vorgehen, einschließ-
lich des Faktors Raketenab-
wehrsystem. Diese Forderung
wurde in der Präambel des neu-
en Vertrages zu START bestätigt.
Wir denken, dass wir kein großes
Geheimnis verraten, wenn wir
zugeben, dass die Autorenschaft
der Formulierung der wachsen-
den gegenseitigen Abhängigkeit
der strategischen Angriffswaffen
und der strategischen Raketen-
abwehr im Prozess der atomaren
Abrüstung auf amerikanischer
Seite liegt. Wir teilen eine solche
Fragestellung.

Die Gefahr durch Dritte

Doch welche realen Ereignisse
bestimmten die strategischen Be-
ziehungen zwischen Russland
und den USA sowie Russland und
der NATO in den letzten Jahr-
zehnten? Besonders nach dem
Zerfall der UdSSR überlegten sich
die Amerikaner, dass mit dem mi-
litärisch “geschwächten Russ -
land” die Erhaltung des strategi-
schen Gleichgewichts nicht mehr
notwendig sei. Es war verlockend
für die USA, mit der Entwicklung
eines Raketenabwehrsystems
dieses Gleichgewicht endgültig zu
zerstören. Das erste “Opfer” die-
ser Überlegungen war der Bruch
des Vertrages von 1972, was für
die Amerikaner einen Freischein
zur Entwicklung des globalen
Raketenabwehrsys tems bedeu-
tete. Auch wenn es keinen Grund
gab, ein solches System zu ent-
wickeln oder zu nutzen. Denn in
der Realität gab es keine direkte
Bedrohung durch  “Schurken-
Staaten” und für die USA stellte
sich nicht die Aufgabe, im Falle ei-
nes Angriffs ihre europäischen
Partner vor Raketen der Schur-
kenstaaten zu beschützen. Seit
damals wurden sehr viel Kraft
und Mittel verschwendet, um zu
“beweisen”, dass die Gefahr
durch “unberechenbare Regime”
real ist und ständig wächst. Diese
Argumente wurden unter ande-
rem bei der Planung der soge-
nannten “dritten Stufe” des Rake-
tenabwehrsystems in Europa
bemüht.
Es ist hier nicht notwendig, auf

die Polemik einzugehen, warum

Russland die Einschätzung ei-
ner Gefahr durch einen “Dritten”
nicht teilt. Dies ist ein Thema von
Verhandlungen und Moskau
hat seine argumentative Mei-
nung dazu bereits geäußert. Im
Endeffekt muss jedes Land die
Bedrohung seiner nationalen Si-
cherheit selbst bewerten und
daraus Schlüsse ziehen. Deswe-
gen fechten wir auch das Recht
der amerikanischen Kollegen
und ihrer NATO-Verbündeten,
einschließlich Deutschland,
nicht an, zu entscheiden, ob eine
Gefahr durch Raketenprogram-
me der Länder des Nahen Ostens
gegeben ist oder nicht. Aber wir
bestehen darauf, dass unsere
Partner uns das gleiche Recht
einräumen.

Gemeinsame Sicherheit

Für uns war der NATO-Gipfel in
Lissabon 2010 ein wichtiger
Meilenstein in der Beziehung
zwischen Russland und der NA-
TO. Der NATO-Russland-Rat
hat verkündet, dass die Sicher-
heit Russlands und der Staaten
der euroatlantischen Gemein-
schaft unteilbar und voneinan-
der abhängig ist. Daraus folgte
die Entscheidung, in einer
tatsächlichen strategischen
Partnerschaft, die auf Vertrau-
en, Vorhersagbarkeit und
Transparenz basiert, für die
Schaffung eines gemeinsamen
Friedens- und Stabilitätsraums
zusammenzuarbeiten. In der
Frage der Raketenabwehr ent-
schied man sich zur Fortsetzung
der Bedrohungsanalyse, die Zu-
sammenarbeit in Bezug auf
mögliche Kriegsschauplätze zu
erneuern sowie zur Durch-
führung einer gemeinsamen
umfassenden Bestimmung der
weiteren Kooperation. 
Leider muss man feststellen,

dass es bei Weitem nicht gelun-
gen ist, alle Lösungen von Lis -
sabon durchzuführen.
Einer der wichtigen Schritte

des Entgegenkommens von der
russischen Seite in Bezug auf
SAW war der Vorschlag des rus-
sischen Präsidenten Medvedev
im November 2010 zum gemein-
samen Aufbau der Raketenab-
wehr, basierend auf dem Prinzip
der Aufteilung in Verantwor-
tungszonen, wobei jeder der
Partner, Russland und die NA-
TO, für einen Sektor verantwort-
lich ist. So eine Vorgehensweise
würde es jedem Land, darunter
auch Deutschland, ermögli-
chen, sich aktiv an der gemein-



samen europäischen Raketen-
abwehr zu beteiligen.
Man könnte nun denken, die

Zusammenarbeit entwickele sich
schnell, da die Initiative von Med-
vedevder allgemeinen Stimmung
zur Festigung der Zusammenar-
beit zwischen Russland und der
NATO entsprach. Aber es scheint,
dass unsere Partner zur Realisie-
rung eines solch zukunftsträch-
tigen Projektes nicht bereit wa-
ren. Als Grund wurde vorgescho-
ben, dass laut Artikel V des Ver-
trages von Washington die Si-
cherheit eines NATO-Mitglieds
nicht in die Hände eines Nicht-
Bündnispartners gelegt werden
könne.  Wir wissen nicht, wie ge-
rechtfertigt dieses Argument ist.
Aber in vielen von der NATO
durchgeführten Operationen,
beispielsweise in friedensstiften-
den wie Afghanistan, war die Mit-
arbeit durch Nicht-NATO-Länder
nicht unerwünscht, sie wurde im
Gegenteil sehr willkommen ge-
heißen. Die NATO scheint in der
Raketenabwehr eine sehr spezi-
elle militärische Aktivität zu se-
hen, nicht geeignet zur weiteren
Zusammenarbeit mit Russland.
Im Endergebnis hat die russische
Idee der sektoralen Verantwor-
tung für Raketenabwehr in Euro-
pa keine Unterstützung durch
die NATO erhalten.

Der fehlende 
“gemeinsame Nenner”

Die prinzipiellen Meinungsver-
schiedenheiten beider Seiten
hinsichtlich der Bedrohung
durch  Raketen bleiben beste-
hen. Ohne einen gemeinsamen
Nenner ist es unmöglich, eine
qualitative Lösung des Problems
zu finden. Es gibt keine Fort-
schritte in der gemeinsamen Su-
che zukünftiger Bedingungen
für die Raketenabwehr. Unsere
NATO-Kollegen, die mündlich
das Prinzip der Partnerschaft
und Zusammenarbeit unter-
stützen, schlossen aber tatsäch-
lich überaus schnell einen Ver-
trag zur Stationierung der Rake-
tenabwehr in Rumänien, der
Türkei und Spanien und planen
ein Raketenabfangsystem in Po-
len. Diese Systeme sind per-
spektivisch in der Lage, russi-
sche Interkontinentalraketen
abzufangen. Experten des russi-
schen Verteidigungsministeri-
ums bewerten die Situation so,
dass diese Mittel kurzfristig eine
Bedrohung für unsere ballisti-
schen Raketen, disloziert im eu-
ropäischen Teil  unseres Landes,

oder in U-Booten, die in den Räu-
men der nördlichen Ozeane pa-
troullieren, darstellen. Das ist
eine direkte Bedrohung für das
oben genannte strategische
Gleichgewicht der Kräfte. Aber
auf alle unsere Bedenken hören
wir nur eine Antwort: Kein
Grund zur Sorge, das zukünftige
europäische Raketenabwehr -
system wird nicht gegen Russ -
land verwendet.
Um alle Missverständnisse aus

dem Weg zu räumen, wandte sich
Russland an die USA und die NA-
TO, um juristische Garantien zu
bekommen, dass deren Systeme
nicht gegen Russland verwendet
würden. Dabei hat die russische
Seite vorgeschlagen, einfache
und verständliche Kriterien abzu-
stimmen, mithilfe derer man prü-
fen könne, dass sich die Planun-
gen nicht gegen Russland richten.
Die Antwort fiel negativ aus, mit
der Begründung, dass solche Zu-
sicherungen die “Handlungsfrei-
heit der USA und NATO ein-
schränken” könnten.
Die gemeinsame Übung “Kom-

mando-Stabsübung Antirake-
tenabwehr” bleibt wohl das ein-
zig positive Moment nach Lis -
sabon. Wir schätzen den deut-
schen Beitrag zur Vorbereitung
dieser Übung sehr. 
Wenn wir die entstandene Si-

tuation betrachten, ist es
schwierig nicht zu bemerken,
dass heute ein starkes Ausein-
anderklaffen zwischen den ge-
troffenen Entscheidungen in
Sachen SAW und den prakti-
schen Schritten in der Ausbrei-
tung von Systemen zur Rake-
tenabwehr in Europa besteht.
Dabei werden objektive Sorgen
Russlands ständig ignoriert.
Unsere Bedenken erreichen
nicht unsere Partner in Wa -
shington und Brüssel. 

Die russische Antwort

Man sollte denken, dass in die-
ser Situation, statt der im
Großen und Ganzen weit herge-
holten und politisch aufge-
bauschten “Raketenbedro-
hung” durch den Iran oder das
nordkoreanische Kernwaffen-
programm, die NATO erst einmal
die Frage klären sollte, wie groß
die Bereitschaft Russlands ist,
Systeme zur Raketenabwehr in
Europa zu dulden. Auch wenn
wir dies eigentlich nicht anstre-
ben, so sind wir doch gezwun-
gen, Maßnahmen zur Stärkung
unserer eigenen Sicherheit zu
ergreifen, nämlich als Antwort

auf die näherkommende mi-
litärische Infrastruktur der USA
und der NATO an unseren Gren-
zen.
Diesen Punkt beleuchtete Med-

vedev in seiner politischen Er-
klärung am 23. November 2011.
Er nannte als Antwort auf die
Schaffung des Systems der Anti-
raketenabwehr der USA und NA-
TO in Europa sowohl mi-
litärisch-technische als auch di-
plomatische Maßnahmen.
Militärisch-technische Maß-
nahmen:
· Stationierung eines radarge-

stützten Raketenwarnsys -
tems in Kaliningrad.

· Verstärkung des Schutzes der
Objekte der strategischen
Kernwaffen.

· Ausrüstung der Raketen mit
Technologien zur Überwin-
dung des Antiraketen-
schirms.

· Die Möglichkeit der Stationie-
rung von atomaren Angriffsra-
keten im Westen und Süden
des Landes (Russland), insbe-
sondere der operativ-takti-
schen Systeme “Iskander” in
der Region Kaliningrad.

Diplomatische Maßnahmen:
· Im Falle einer ungünstigen

Entwicklung der Lage die Ab-
sage Russlands bei weiteren
Schritten in der Abrüstung.

· Möglichkeit der Inanspruch -
nahme des Rechts auf Austritt
aus dem neuen START-Vertrag
durch Russland. 

Medvedevunterstrich, dass wir
weiterhin bereit sind, über die
Raketenabwehr zu sprechen.
Aber momentan lohnt es sich
nicht, über praktische Zusam-
menarbeit zu reden. Und Russ -
land kann sich nicht an einem
Raketenabwehrsystem beteili-
gen, welches gegen es selber ge-
richtet werden könnte.
Die Führung des Verteidi-

gungsministeriums der Russi-
schen Föderation unterstützt
den Präsidenten sowohl bei den
Abwehrmaßnahmen als auch in
dem Wunsch, einen weiteren
Dialog mit den USA und der NA-
TO in Bezug auf die Raketenab-
wehr zu führen, handelt es sich
doch hierbei um eines der sensi-
belsten Probleme in der Bezie-
hung zwischen Russland und
dem Westen. Es ist bedauerlich,
dass manche Politiker in Wa -
shington und Brüssel in der An-
sprache des russischen Präsi-
denten einen reinen “Propagan-
da-Trick” sahen, der angeblich
von innenpolitischen Überle-

gungen diktiert worden sei. Ist es
wirklich nötig zu beweisen, dass
wir auch zu  Aussagen auf höch-
stem Niveau stehen und die
obengenannten Maßnahmen er-
greifen werden, damit die Welt
uns glaubt? Einen Schritt im
Dialog über diesen Punkt hinaus
zu machen, ab dem es kein
Zurück mehr gibt, ist einfach.
Aber danach hat man keine
Chance mehr, mit irgendwel-
chen politischen Absprachen er-
folgreich zu sein – die militäri-
schen Kräfte und die militäri-
sche Überlegenheit werden zum
Hauptargument. Diese Situati-
on hatten wir schon und das Re-
sultat hat keine Seite zufrieden
gestellt. Wir haben kein Interes-
se daran, Fehler zu wiederholen.

Das gemeinsame Haus

Zusammenfassend hoffe ich,
dass die deutschen Leser verste-
hen, dass es sich nicht um ir-
gendwelche abstrakten Proble-
me handelt, sondern es geht di-
rekt um die Sicherheit unseres
gemeinsamen europäischen
Hauses. In Russland glauben
wir wirklich, man kann und soll-
te die Stabilität und Vorherseh-
barkeit des euroatlantischen
Raumes auf neuen Prinzipen
aufbauen, die nichts mit dem die
Periode des Kalten Krieges be-
stimmenden “Nullsummen-
spiel” gemein haben. Wir wollen
auch glauben, dass Deutsch-
land nicht an den neuen tren-
nenden Linien interessiert ist,
die zu einer Wiedererneuerung
gewalttätiger Konfrontationen
führen können. Umso mehr, als
die Erfahrung der letzten Jahre
zeigt, dass die Zusammenarbeit
zwischen unseren beiden Län-
dern, auch aus militärischer
Sicht, auf dem Aufbau zwi-
schenstaatlicher Beziehungen,
basierend auf Vertrauen und
gleichberechtigter Zusammen-
arbeit, Realität ist, basierend auf
der Anerkennung der jeweiligen
Interessen und Gleichberechti-
gung des Anderen.
Ich würde meinen Artikel gerne

optimistisch beenden. Wir sind
bereit zu einem weiteren gleich-
berechtigten und freundschaft-
lichen Dialog zur Suche nach ei-
ner gegenseitig annehmbaren
Lösung. Eine Lösung, die das eu-
ropäische System nicht ver-
wundbar macht, sondern es im
Gegenteil stärkt. Und dafür ist es
wichtig, nicht nur zuzuhören,
sondern einander auch verste-
hen zu wollen.




